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Bundesgesetz, mit dem das Beamten-Di enst r echtsgesetz 1979, das 
Richterdienstgesetz, das Vertragsbedi ens t etengesetz 1948, die 
Bundesforste-Dienstordnung 1986 und da s Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz aus Anlaß de r Einführung von unabhängigen 
Verwaltungssenaten'geändert werden; 
Begutachtungsverfahren 

An 
die Österreichische Präsidentschaft 
die Parlamentsdirektion 
den Rechnungshof 
die Volksanwaltschaft 
den Verfassungsgerichtshof 
den Verwaltungsgerichtshof 
alle Bundesministerien 

Gesetzentwurf 

~~f~o.,~o.1!~; ~~} ~ .. ~.~. 
Datum ..... 1.c:!..:: .................... d- ....•...... ...• 

Verteilt .f3.·flrq .. ;J. ................ . 
das Bundesministe~ium für 5ffentliche Wi r t schaft ~g ver~'i)~ 

Sektion V 
alle Sektionen des Bundeskanzleramtes 
das Sekretariat von Frau Staatssekretäri n DOHNAL 
die Generaldirektion der Österreichische n Bu ndes f orste 
die Generaldirektion der Österreichische n Bundesbahnen 
die Generaldirektion für die Post- u nd Teleg r aphenverwaltung 
alle Ämter der Landesregierungen 
die Verbindungsstelle der Bundeslände r beim Amt der Niede r 5s t er -

reichischen Landesregierung 
den Österreichischen Städtebund 
den Österreichischen Gemeindebund 
die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
den Österreichischen Arbeiterkammertag 
die Präsidentenkonferenz der Landwirtsch a ftskammern Ös terre ich s 
den Österreichischen Landarbeiterkamme rtag 
d e n Österreichischen Rechtsanwaltskamme rt a g 
alle Rechtsanwaltskammern 
d i e Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
den Verhandlungsausschuß der Gewerkschaften des 5ffentli c hen 

Dienstes 
die Österreichische Rektorenkonfere nz 
den Verein Österreichische Gesellscha ft f ür Gesetzgebungslehr e 
die Bundeskonferenz der Universitäts- und Hochschulprofessoren 
die Bundeskonferenz des wiss~nschaftl i chen u nd künst l erischen 

Personals 
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Das Bundeskanzleramt übermittelt in der Anlage den Entwurf 

eines Bundesgesetzes, mit dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 

1979, das Richterdienstgesetz, das vertragsbedienstetengesetz 

1948, die Bundesforste-Dienstordnung 1986 und das Allgemeine 

Sozialversicherungsgesetz aus Anlaß der Einführung von unab­

hängigen verwaltungssenaten geändert werden, sowie den Entwurf 

von Erläuterungen ,hiezu und ersucht um Abgabe einer Stellung-

nahme bis 

22. November 1990 

in zweifacher Ausfertigung. Sollte bis zum angegebenen Termin 

keine Stellungnahme einlangen, darf eine Zustimmung zum vor­

liegenden Entwurf angenommen weräen. 

Da die Bestimmungen über die Einführung der unabhängigen Ver­

waltungssenate mit 1. Jänner 1991 in Kraft treten, ist es unbe­

dingt erforderlich, die im Rahmen des Dienstrechts der Bundes­

bediensteten erforderlichen Anpassungen so rechtzeitig vorzu­

nehmen, daß auch diese mit 1. Jänner 1991 in Kraft treten 

kBnnen. Es kBnnen daher nur Stellungnahmen berücksichtigt 

werden, die innerhalb der angeführten Frist einlangen. 

Dem Präsidium des Nationalrates werden 25 Ausfertigungen dieses 

Entwurfes übermittelt. Die begutachtenden Stellen werden er­

sucht, 25 Ausfertigungen ihrer Stellungnahme dem. Präsidium des 

Nationalrates zuzuleiten und das Bundeskanzleramt hievon in 

Kenntnis zu setzen. 

5016/E 

2. November 1990 
Für den Bundesminister für 

Gesundheit und Bffentlicher Dienst: 
JABLONER 

2/ME XVIII. GP - Entwurf2 von 30

www.parlament.gv.at



./ 

l 

E n t w u r f 

Bundesgesetz, mit dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, das 

Richterdienstgesetz, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, 

die Bundesforste-Dienstordnung 1986 und das "Allgemeine 

Sozialversicherungsgesetz aus Anlaß der Einführung von 

unabhängigen Verwaltungssenaten geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das BDG 1979, BGBl. Nr. 333, zuletzt geändert durch das 

Bundesgesetz BGBl. Nr. 447/1990, wird wie folgt geändert: 

1. An die Stelle des § 20 Abs. 1 Z 6 treten folgende 

Be'stimmungen: 

"6. Begründung eines unbefristeten Dienstverhältnisses zu einem 

Land als Mitglied eines unabhängigen Verwaltungssenates, 

7 . Tod." 

2. § 75 Abs. 4 lautet: 

"(4 ) Die Gewährung eines Karenzurlaubes, der länger als fünf 

Jahre dauern soll oder der gemeinsam mit früheren in einem 

Bundesdienstverhältnis zurückgelegten Karenzurlauben eine 

Gesamtdauer von fünf Jahren übersteigt, bedarf der Zustimmung des 

Bundeskanzlers und des Bundesministers für Finanzen. Auf die 

Gesamtdauer sind nicht anzurechnen: 

1. Karenzu rlaube gemäß Abs. 5, 

2. Karenzurlaube, auf die ein Rechtsanspruch besteht, 

3. Karen~urlaube, die kraft Gesetzes gebühren." 

3. Dem § 75 wird folgender Abs. 6 angefügt: 

"(6) Ein Beamter, mit dem ein befristetes Dienstverhältnis zu 

einem Land als Mitglied eInes unabhängigen Verwaltungssenates 
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begründet wird, ist für die Dauer der Mitgliedschaft zum 

unabhängigen Verwaltungssenat gegen Entfall der Bezüge beurlaubt 

(K?renzurlaub). Die Zeit dieses Karenzurlaubes bleibt für Rechte, 

die von der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, wirksam." 

4. Im § 148 Abs. 2 wird die Zitierung "§ 20 Abs. 1 Z 3 bis 6" 

durch die Zitierung "§ 20 Abs. 1 Z 3 bis 7" ersetzt. 

5. § 175 Abs. 5 lautet: 

"(5) In die Zeiten nach Abs. 1 bis 4 sind Zeiten nicht 

einzurechnen, in denen der Universitäts(Hochschul)assistent 

1. nach den §§ 17 bis 19 freizustellen war oder Anspruch auf 

Gewährung der erforderlichen freien Zeit hatte oder 

2. sich in einem Karenzurlaub gemäß § 75 Abs. 6 befunden hat." 

6. § 177 Abs. 4 lautet: 

"(4) In die im Abs. 3 angeführte Zeit von sechs Jahren sind 

nicht einzurechnen: 

1. Zeiten, in denen der Universitäts(Hochschul)assistent nach 

den §§ 17 bis 19 freizustellen war oder Anspruch auf 

Gewährung der erforderlichen freien Zeit hatte, 

2. Zeiten von Karenzurlauben nach den §§ 15 bis 15b und 15d 

MSchG oder nach den §§ 2 bis 5 und 9 EKUG im provisorischen 

Dienstverhältnis bis zu einem Höchstausmaß von zwei Jahren 

3. Zeiten von Karenzurlauben nach § 75 Äbs. ' 6 im 

provisorischen Dienstverhältnis." 

Artikel Ir 

Das Richterdienstgesetz, BGBl. Nr. 305/1961, zuletzt geändert 

durch das Bundesgesetz ' BGBl. Nr. 455/1990, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 75 wird folgender Abs. 5 angefügt: ' 

"(5) Ein Richt~r, mit dem ein befristetes Dienstverhältnis zu 

einem Land als Mitglied eines unabhängigen Verwaltungssenates 

begründet wird, ist für die Dauer der Mitgliedschaft zum 

unabhängigen Verwaltungssenat gegen Entfall der Bezüge beurlaubt 
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(Karenzurlaub). Die zeit dieses Karenzurlaubes bleibt für Rechte, 

die von der Dauer des Dienstverhältnisses abhängeri, wirksam." 

2. § 100 lautet: 

"AuflBsung des Dienstverhältnisses 

§ 100. (1) Das Dienstverhältnis wird aufgelBst durch 

1. Austritt, 

2. Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft, 

3. Rechtskraft der Disziplinarstrafe der Dienstentlassung, 

4. Amtsverlust gemäß § 27 Abs. 1 des Strafgesetzbuches, BGBl. 

Nr. 60/1974, 

5. Begründung eines unbefristeten Dienstverhältnisses zu einem 

Land als Mitglied eines unabhängigen Verwaltungssenates. 

(2) Den Austritt aus dem Dienstverhältnis kann der Richter nur 

schriftlich erklären. Die Erklärung wird - frühestens - mit Ablauf 

des auf die Einbringung nächstfolgenden Kalendermonates, ansonsten 

mit Ablauf des in der Erklärung angegebenen Kalendermonates wirksam. 

(3) Die Austrittserklärung kann vom Richter bis spätestens 

einen Monat vo r ihrem Wirksamkeitsbeginn widerrufen werden. Der 

Widerruf ist nicht mehr zulässig, wenn die Planstelle des Richters 

bereits im -'Amtsblatt zur Wiener Zeitung' zur Besetzung 

ausgeschrieben worden ist. 

(4) Die Bestimmungen über den Austritt sind mit Ausnahme des 

Abs. 3 zweiter Satz auch auf Richter des Ruhestandes anzuwenden. 

Ansonsten wird das Dienstverhältnis eines Richters des Ruhestandes 

nur aufgelBst durch die Rechtskraft der 

1. Disziplinarstrafe nach § 159 lit. c, 

2. Verurteilung durch ein inländisches Gericht wegen einer 

oder mehrerer mit Vorsatz begangenener strafbarer 

Handlungen zu einer mehr als einjährien Freiheitsstrafe. 

Das Dienstverhältnis wird jedoch nicht aufgelöst, wenn 

diese Rechtsfolge der Verurteilung bedingt nachgesehen 

wird, es sei denn, daß die Nachsicht widerrufen wird. 
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VORBLATT 
i 

Problem; Es fehlen dienst rechtliche Regelungen fUr den Fall,~,daß 
'. ·ein Bundesbediensteter in.einDienstverhältnis 2:um Land 

. als' Mi tglied eines unabhängigen 'Verwal tungssenates,~ 
ernannt wird. 

Ziel: 

Inhalt: 

Dienstrechtliche Reg~lungen fUrBundesbedienstete:" .die 
zu Mitgliedern von unabhängigen Verwaltungssenaten 
ernannt werden. 

Gesetzliche Regelung~ daß 

ein Bundesbediensteter,der unbefristet .zum Mitglied 
eines unabhängigen Verwaltungssenates ernannt wird, 
aus dem Bundesdienst ausjcheidet und. i . 

ei~ Bundesbediensteter, de~ befristet zum Mitglied 
eines unab~ängigen Verwaltu~gssen~tes ernannt wird, 
karenzi~rt wird. 

Alternative: Keine. 

Kosten: Die R~gelungen des En~wurfes verursachen keine 
Mehr'ko s te~. 
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Erläuteryng~n 

Allgemeine" T~il 

A;rt. ' 129b ,Ahs.' 1 letzter Satz B-VG best,immt, daß wenigstens 
der vierte Teil derMit~lieder der mit ~.Jänn~~ 1991 in den 
Lä,nd,ern einzu.richteiriden,una'bJiängigen Verwaltungssenate a\ls , 

",BerUfsstel,iungen b~im·~uI?-d entnommen werden soll; Dieses 
• ~ " , , • I • 

rechtsPQlitisch~ Interesse desVerfassungsgesetz~ebers wurde im 
\ " , . 

verfas~ungsa~sschti~ desN.~ionalrates dahingehend v~rd~utlicht,' daß 
die Mitgl~eQschaft in den Verw,altungssenaten möglichst allen 
ju~istische~ Ber~fsgiuppen; insbesondere auch Richtern unQ 

" . 
Hochschullehre~ri, offenstihen soll. 

Mit dem vorliegenden Entwurf soll eine verfassungskonforme 
Regelung ~eschaffen werden, die auch die rechtspolitischen Ziele 
d~s ~erfas~ungsg~~etige~ersumset~t. ' 

Da die Mitgli~der'der unabhängigen Verwaltungssenate gemäß 
Ar~ ~ 1~9b Abs. 1 .und' 6 B-VG in einem Dienstverhältnis zum Land 
.ste~en.,müssen, kommt" ,eine "Dienstzuteilu'ng'" von, Bundesbediensteten 
zu den unabhängigen Verwaltungssenaten nicht in Betracht. Um den 
Zugang v9n in einem definitiven Dienstverhältnis stehenden 

, . 
Bu~desbeamten zu den unabhängigen Ve;rwaltungsseriaten nicht zu 

, • " I 

erschweren, bleibt für solche Bundesbeamte, die für einen 
befristeten Zeitraum.·zu Mitgliedern von unabhängigen' 
Verwaltungssenaten ernannt werden, nur die Möglichkeit einer 
Karenzierung kratt G~setzes unter Anrechnung der Zeit der 
Karenzierung für Rechte, 'die von der Dauer des Dienstverhältnisses 
abhängen. 

Allfällige Mehrkosten fUr die Pensions lasten von zum Zweck der 
Mitgliedschaft in unabhängigen Verwal~ungssenaten karen~ierten 
Bundesbeamten sqllen durch die geringeren Kosten für Ersatzkräfte 
und durch den Entfall der Penslonslasten fUt aundesbeamte, die aus 
~nlaß der un~efristeten Ernennung zumMit~l~ed eines unabhängigen 
V,rwaltungssenates ausscheiden, .usqegliche~ werden. 

; 
; 

\.. 
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Die Zuständigkeit des Bundes zu~ Erlassung dieses 

Bundesgesetzes ergibt sich hinsichtlich 

1. der Art. I bis IV aus Art. 10 Abs. 1 Z 16 B-VG und 

2. des Art. V aus Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG. 

EG-Normen werden durch die diese Regelungen nicht berührt. 

Besonderer Teil 

Zu Art. I Z 1 und 3 (§ 20 Abs. 1 Z 6 und § 75 Abs. 6 BDG 1979): 

Da die ordnungsgemäße Wahrnehmung der Aufgaben aus zwei 

nebeneinander bestehenden Dienstverhältnissen zum Bund und zum 

Land, die die volle Normalarbeitskraft erfordern, nicht möglich 

ist, muß für den Fall, daß ein Bundesbeamter zum Mitglied eines 

unabhängigen Verwaltungssenates bestellt wird, im Dienstrecht 

Vorsorge getroffen werden. Der Entwurf sieht daher im § 20 Abs. 1 

Z 6 BDG 1979 für den Fall, daß mit einem Bundesbeamten ein 

unbefristetes Dienstverhältnis zum Land als Mitglied eines 

unabhängigen Verwaltungssenates begründet wird, kraft Gesetzes das 

Enden des Dienstverhältnisses als Bundesbeamter vor. 

Im Fall der .Begründung eines befristeten Dienstverhältnisses 

zum Land als Mitglied eines unabhängigen Verwaltungssenates ist im 

§ 75 Abs. 6 BDG 1979 für das Beamtendienstverhältnis zum Bund eine 

Karenzierung kraft Gesetzes für die Dauer der Mitgliedschaft zum 

unabhängigen Verwaltungssenat vorgesehen. 

Zu Art. I Z 2 (§ 75 Abs. 4 BDG 1979): 

Gemäß § 75 Abs. 4 BDG 1979 bedarf die Gewährung eines 

Karenzurlaubes, der nicht für die Vorrückung in höhere Bezüge und 

auch nicht für die Bemessung des Ruhegenusses angerechnet wird, nur 

dann der Zustimmung des Bundeskanzlers und des Bundesministers für 

Finanzen, wenn er länger als fünf Jahre dauern soll oder gemeinsam 

mit früheren in einem Bundesdienstverhältnis zurückgelegten 

Karenzurlauben eine Gesamtdauer von fünf Jahren übersteigt. 

Karenzurlaube nach § 75 Abs. 5 BDG 1979 (das sind Karenzurlaube zur 
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Stand 2.11.1990 

E n t w u r f 

Bundesgesetz vom ....•........... 1990, 

mit dem das Richterdienstgesetz geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Richterdienstgesetz, BGBJ.. Ni. 305/1961, 

zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGB1. Nr. 

4~5/1990, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 9a Abs. 8 wird das Klammerzitat "(§ 68a 

Z 1)" durch das Klammerzitat "(§ 68a Abs. 1 Z 1)" ersetzt. 

2. § 26 Abs. 1 hat zu lauten: 

"(1) Zum Richter kann nur ernannt werden, wer 

die für den richterlichen Vorbereitungsdienst vorgesehenen 

Aufnahmeerfordernisse erfüllt, die Richteramtsprüfung be­
standen und eine insgesamt vierjährige Rechtspraxis, davon 

zumindest zwei Jahre im richterlichen Vorbereitungsdienst, 

zurückgelegt hat. Die restliche Zeit kann in jeder der im 

§ 15 genannten Verwendungen zurückgelegt worden sein. Bei 

der Berechnung der Dauer der außerhalb des Ausbildungs­

dienstes zurückgelegten Rechts~raxiszeiten ist § 13 sinn­

gemäß anzuwenden .. " 

. 414ge 

I 
I 
! 
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3. Im § 82 Abs. 1 wird das Wort "Beschlusses" 

durch das Wort "Erkenntnisses" ersetzt . 

. 4. Die §§ 89 und 90 haben zu lauten: 

"Entlassung wegen der Begründung eines privat­

rechtlichen Dienstverhältnisses 

§ 89. Der Richter ist vom Dienstgericht aus dem 

Dienstverhältnis zu entlassen, wenn er ein privatrecht­

liches Dienstverhältnis eingeht, bei dem ein Beschäfti~ 

gungsausmaß im Umfang der Hälfte oder mehr als der Hälfte 

einer Vollbeschäftigung vereinbart ist oder als vereinbart 
gilt, und er der Aufforderung nach § 91 Abs. 2 nicht nach­

kommt. 

Zuständigkeit des Dienstgerichtes 

§ 90. Als Dienstgericht sind - vorbehaltlich 

des § 82 Abs. 3 - zuständig: 

1. das Oberlandesgericht hinsichtlich der im Sprengel 

dieses Gerichtshofes ernannten Richter mit Ausnahme der 

Vizepräsidenten und der Präsidenten d~r Gerichtshöfe 

erster Instanz sowie der beim Oberlandesgericht 

ernannten Richter; 

2. der Oberste Gerichtshof hinsichtlich aller übrigen 

Richter und als Rechtsmittelgericht hinsichtlich der 
unter 1. genannten Richter." 

414ge 
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5. § 91 wird wie folgt geändert: 

a) die Überschrift hat zu lauten: 

"Aufforderung an den Richt'er" 

b) Abs. 2 hat zu lauten: 
"(2) Wenn "der Richter ein privatrechtliches 

Dienstverhältnis eingeht, bei dem ein Beschäftigungs-

. ausmaß im Umfang der Hälfte oder mehr als der Hälfte 

einer Vollbeschäftigung vereinbart ist .oder als verein­
bart gilt, so ist er schriftlich aufzufordern, binnen 

einem Monat nach Zustellung der Aufforderung seinen 

Austritt zum frühestmöglichen Termin zu erklären. Eine 

auf Grund dieser Aufforderung abgegebene Austritts­

erklärung ist nicht widerrufbar." 

c) Der bisherige Abs. 2 erhält die Bezeichnung "(3)". 

6. § 92 hat zu lauten: 

"Nichtbefolgung der Aufforderung 

§ 92. Kommt der Richter einer an ihn nach § 91 

Abs. 1 oder 2 gerichteten Aufforderung nicht nach, so hat 

die Stelle, die die Aufforderung erlassen hat, die Ent­

scheidung des Dienstgerichtes zu beantragen." 

414ge 
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7. § 93 hat zu lauten: 

"Besetzung des Dienstgerichtes und Verfahren 

§ 93. (1) Auf die Besetzung des Dienstgerichtes 

und d~s Verfahren vor dem Dienstgericht sind die §§ 112 

bis 120, 123 bis 136, 137 Abs. 3, 138 bis 140, 142, 143, 

146 Abs. 2, 157 und 161 bis 165 sinngemäß anzuwenden. 
(2) Gegen ein Erkenntnis des Oberlandes­

gerichtes ~ls Di~nstgericht (§ 82 Abs. 1 Z ~ und 2 und 

§ 92) können der betroffene Richter und die Oberstaats­

anwaltschaft Berufung an den Obersten Gerichtshof als 

Dienstgericht erheben." 

8. § 95 Abs. ~ hat zu lauten: 

"(1) Das Dienstgericht kann nach Anhörung der 

Oberstaatsanwaltschaft(der Generalprokuratur) ohne münd­

liche Verhandlung die Enthebung des Richters vom Dienst 

verfügen, wenn dies mit Rücksicht auf die Art (seiner kör­

perlichen oder geistigen Eigenschaften oder Gebrechen er­

forderlich ist." 

9. Im § 96 wird die Wortfolge "des Oberstaats­

anwaltes (Generalprokurators) " durch die Wortfolge "der 
Oberstaatsanwaltschaft (der Generalprokuratur)" ersetzt. 

10. Im § 98 wird die Wortfolge ",der Oberstaats­

anwalt" durch die Wortfolge "die Oberstaatsanwaltschaft" 
ersetzt. 

414ge 
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11. § 100 hat zu lauten: 

"Auflösung des Dienstverhältnisses 

§ 100. (1) Das Dienstverhältnis wird aufgelöst 

durch 

1. Austritt, 

2. Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft, 

3. Rechtskraft eines auf Entlassung lautenden Diszi­

plinar- oder Dienstgerichtserkenntnisses, 
4. Amtsverlust gemäß § 27 Abs. 1 des Strafgesetzbuches, 

5. Begründung eines anderen öffentlich-rechtlichen Dienst­

verhältnisses. 

(2) Den Austritt aus dem Dienstverhältnis kann 

der Richter nur schriftlich erklären. Die Erklärung 

wird - frühestens - mit Ablauf des auf die Einbringung 

nächstfolgenden Kalendermonates, ansonsten mit Ablauf des 

in der Erklärung angegebenen Kalendermonates wirksam. 

(3) Die Austrittserklärung kann vom Richter bis 

spätestens einen Monat vor ihrem Wirksamkeitsbeginn wider­

rufen werden. Der Widerruf ist nicht' mehr zulässig, wenn 

die Planstelle des Richters bereits im "Amtsblatt zur 

Wiener Zeitung" zur Besetzung ausgeschrieben worden ist. 

(4) Die Bestimmungen über den Austritt sind auf 

Richter des Ruhestandes sinngemäß anzuwenden. Ansonsten 

wird das Dienstverhältnis eines Richters des Ruhestandes 

nur aufgelöst durch die Rechtskraft der 

1. Disziplinarstrafe nach § 159 lit. c, 

2. Verurteilung durch ein inländisches Gericht wegen ~iner 

oder mehrerer mit Vorsatz begangene~r strafbarer Hand­

lungen zu einer mehr als einj ährigen ,FreihEü tsstrafe. 

Das Dienstverhältnis wird jedoch nicht aufgelöst, wenn 

diese Rechtsfolge der Verurt~ilung bedingt nachgesehen 

wird, es 'sei denn, daß die Nachsicht widerrufen wird. 

414ge 
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Art. I Z 2: 

§ 26.(1) Zum Richter 
kann nur ernannt werden, wer die 
für den richterlichen Vorberei­

tungsdienst vorgesehenen Auf­

nahmeerfordernisse erfüllt, die 

Richteramtsprüfung bestanden und 
eine insgesamt vierjährige 
Rechtspraxis, davon zumindest 

zwei Jahre im richterlichen Vor­
bereitungsdienst, zurückgelegt 

~at. Die restliche Zeit kann in 
jeder der in § 15 genannten Ver­

wendungen zurückgelegt worden 
sein. Bei der Berechnung der 

Dauer der außerha1b des Äusbi1-
dungsdienstes zurückgelegten 

Rechtspraxiszeiten ist § 13 

sinngemäß anzuwenden. 

Art. I Z 3: 

§ 82.(1) Der Richter 
ist -auf Grund eines Erk~nnt­

nisses des Dienstgerichtes auf 

eine andere Planstelle derselben 

Gehaltsgruppe zu versetzen, wenn 

DokNr 4178e/RR 

alt 

§ 26.(1) Zum Richter 
kann nur ernannt werden, wer die 

für den richterlichen Vorberei­

tungsdienst vorgesehenen Auf­

nahmeerfordernisse erfüllt, die 

Richt~ramtsprüfung bestandeh und 
eine insgesamt vierjährige 
Rechtspraxis im richterlichen 

Vorbereitu~gsdienst ode~ in 
einer der ,im § 15 genannten Ver­

wendungen zurückgel~gt ~at. Bei 
der Berechnung der Dauer der 

Rechtspraxis in einer der im 
§ 15 genannten Verwendungen ist 
§ 13 sinngemäß anzuwenden. 

§ 82.(1) Der Richter 
ist auf Grund eines . Beschlusses 

des Dienstgerichtes ··auf eine 
andere Planstelle derselben Ge­

haltsgruppe zu versetzen, wenn ' 

DokNr 417ge/RR 
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Art. I Z 4: 

zuständigkeit 
des Dienstgerichtes 

§ 90. Als Dienstge­

richt sind - vorbehaltlich des 

§ 82 Abs. 3 - zuständig: 
1. das Oberlandesgericht hin­

sichtlich der im Sprengel 

dieses Gerichtshofes ernann­
ten Richter _mit Ausnahme der 

Vizepräsidenten und der Prä­

sidenten der Gerichtshöfe 
Erste Instanz sowie der beim 
Oberlandesgericht ernannten 

Richter; 
2. der Oberste Gerichtshof hin~ 

sichtlich aller übrigen Rich­

ter und als Rechtsmittelge­
richt hinsichtlich der unter 

1. genannten Richter. 

DokNr 4l78e/RR 

- 2 -

alt 

Zuständigkeit zur Beschluß­
fassung über ' die unfreiwillige 

Versetzung des Richters auf 
eine andere Planstelle und 

über die unfreiwillige 

Versetzung in den zeitlichen 
oder dauernden Ruhestand 

§ 90. Die Beschluß­
fassung Über die unfreiwillige 

Versetzung des Richters auf eine 
andere Planstelle und über die 
unfreiwillige Versetzung in den 
zeitlichen oder dauernden Ruhe­
stand sowie die Verfügung, Auf­

hebung oder Ablehnung der Enthe­

bung nach §§ 95, 96 und 97 ob­
liegt als Dienstgericht 
1. dem Oberlandesgericht hin-

sichtlich der im Sprengel 

dieses Gerichtshofes ernann­
ten Richter mit Ausnahme der 

Vizepräsidenten und der Prä­

sidenten der Gerichtshöfe 

Erste Instanz sowie der beim 

Oberlandesgericht ernannten 

Richter; 
2. dem Obersten Gerichtshof hin­

sichtlich aller übrigen Rich-

I DokNr 4l7ge/RR 
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Art. I Z 5: 

Aufforderung an den Richter 

§ 91. 

'(2) Wenn der . Richter 

ein privatrechtliches Dienstver­
hältnis eingeht, bei dem ein 
BeschäftigungsaUsmaß im Umfang 

der Hälfte oder mehr als der 
Hälfte einer Vollbeschäftigung 

vereinbart ist oder als verein­
bart gilt, so ist er schriftlich 

aufzufordern, binnen einem Monat · 

nach Zustellung .der Aufforderung 

seinen Austritt zum frühestmög­
lichen Termin zu erklären. Eine 
auf Grund ' dieser Aufforderung 

abgegebene Austrittserklärung 

ist nicht widerrufbar. 

(3) [wie der 

bisherige Abs.2] 

Art. I Z 6: 

Nichtbefolgung 

der Aufforderung 

§ 92. Kommt der Rich-

Dok~r 4178e/RR 

- 3 -

alt 

ter. 

verfahren bei der unfrei­
willigen Versetzung in den 

zeitlichen oder dauernden 

Ruhestand 

§ 91. .... 

(2) Die Aufforderung 

hat der Präsident des Oberlan­

desgerichtes (Präsident des 

Obersten ~erichtshofes) hin­
sichtlich der ihm unterstellten 
Richter, bezüglich der übrigen 

Richter der Bundesminister für 

Justiz zu erlassen. 

Unterlassung des Ansuchens 

um versetzung in den Ruhestand 

§ 92. Hat der Richter 

DokNr 4l7ge/RR 
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ter einer an ihn nach § 91 

Abs. 1 oder 2 gerichteten Auf­

forderung riichtnach, so hat die 

Stelle, die die Aufforderung 

erlassen hat, die Entscheidung 

des Dienstgerichtes zu , beantra­

gen. 

Art. I Z 7: 

Besetzung des Dienstgerichtes 
und Verfahren 

§ 93. (1) Auf die 

Besetzung des Dienstgerichtes 

und das Verfahren vor dem 

Dienstgericht sind die §§ 112 

bis 120, 123 bis 136, 137 

Abs.3, 138 bis 140, 142, 143, 

146 Abs. 2,157 und 161 bis 165 

sinngemäß anzuwenden. 

DokNr 4178e/RR 

- 4 -

alt 

binnen einern Monat nach Zustel­

lung der Aufforderung um Ver­

setzung in den Ruhestand nicht 

angesucht, so hat die Stelle, 

die die Aufforderung erlassen 

hat, die Beschlußfassung des 

Dienstgerichtes zu veranlassen. 

Besetzung des Dienstgerichtes 
und Verfahren vor dem Dienst 

gericht. Rechtsmittel 

§ 93. (1) Auf die 

Besetzung des Dienstgerichtes 

und das Verfahren vordem 

Dienstgericht bei der unfrei­

willigen Versetzung des Richters 

auf eine andere Planstelle und 

bei der untreiwilligen Ver­

setzung in den zeitlichen oder 

dauernden Ruhestahd sowie der 

Verfügung, Aufhebung oder Ab­

lehung der Enthebung nach §§ 95" 
96 und 98 sind die Vorschriften 

des 2. Teiles dieses Bundesge­

setzes sinngemäß anzuwenden, 

ausgenommen die Vorschriften der 

§§ 137 Abs. 2 und 150 bi~ 156. 

DokNr 417ge/RR 
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121 Gegen ein Er­
kenntnis des Oberlandesgerichtes 

als Dienstgericht (§ 82 Abs. 1 

Z 1 und 2 und § 92) können der 

betroffene Richter und die Ober­
staatsanwalt Berufung an den 
Obersten Gerichtshof als Dienst­
gericht erheben. 

Art. I Z 8: 

§ 95.(1) Das Dienst­

gericht kann nach Anhörung der 

Oberstaatsanwaltschaft (der Ge­
neralprokuratur) ohne mündliche 
Verhandlung die Enthebung des 
Richters vom Dienst verfügen, 

wenn dies mit Rücksicht auf die 

Art $einer körperlichen oder 

geistigen Eigenschaften oder 
Gebrechen erforderlich ist. 

DokNr 4178e/RR 

- 5 -

alt 

121 Gegen den auf 

Versetzung auf eine andere Plan­

stelle oder in den Ruhestand 

lautenden Beschluß des Oberlan­

desgerichtes als Dienstgericht 
können der betroffene Richter 
und der Oberstaatsanwalt, gegen 
den auf Ablehung der Versetzung 

auf eine andere Planstelle oder 
in den Ruhestand lautenden Be­

schluß der Oberstaatsanwalt Be­
schwerde an den Obersten Ge­
richtshof als Dienstgericht er­

heben. 

§ 95. (1) Das Ober­

landesgericht (Oberster Ge­

richtshof) als Dienstgericht 

kann sowohl vor als auch nach 
Einleitung des Verfahrens gemäß 
§ 90 ff. nach Anhörung des Ober­

staatsanwaltes (Generalprokura- ' 

tors) ohne mündliche 'Verhandlung 

die Enthebung des Richters vom . 

Dienst verfügen, wenn dies mit 
Rücksicht auf die Art seiner 

DokNr 417ge/RR 
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hat, die Oberstaatsanwaltschaft 

Beschwerde an den Obersten Ge­

richtshof als Dienstgericht 

erheben. 

Art. I Z 11: 

AuflÖsung des 

Dienstverhältnisses 

§ 100. (1) Das 

Dienstverhältnis wird aufgelÖst 

durch 

LAustritt, 

2. Verlust der österreichischen 

Staatsbürgerschaft, 
3. Rechtskraft eines auf Ent­

lassung lautenden Diszi­

plinar- oder Dienstgerichts­

erkenntnisses, 

4. Amtsverlust gemäß § 27 Abs. 1 

des Strafgesetzbuches, 

5. Begründung eines anderen 

Öffentlich-rechtlichen 

Dienstverhältnisses. 

DokNr 4178e/RR 

I , 

- 7 -

alt 

hat, der Oberstaatsanwalt Be­

schwerde an den Obersten Ge­

richtshof als Dienst'gericht er­

heben. 

AuflÖsung des Dienstyer­

,hältnisses 

§ 100. (1) Der Rich­

ter ist berechtigt, seinen Aus­

tritt aus dem Dienstverhältnis 

zu erklären. Dieser Erklärung 

ist schriftlich im Dienstweg 

einzubringen. 

DokNr 417Qe/RR 
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(2) Den Austritt aus 

, ~tverhältnis kann der 
nur schriftlich erklä­

Erklärung wird -
ns - mit Ablauf des auf 

bringurig nächstfolgenden 

ermonates, ansOIlsten mit 
Ades in der Erklärung an­

Kalendermonates wirk-

Sa 

(3) Die Austrittser- , , 
kl un9 k,ann vom Richter bis 
spä eStens einen Monat vor ihrem 
Wirksamkeitsbeginn widerrufen 
werden. Der Widerruf ist nicht 

mehr zulässig, wenn die _Plan­
stelle des Richters bereits im 
"Amtsblatt zur Wiener Zeitung" 
zur Besetzung ausgeschrieben 
worden ist. 

("4) Die Bestimmungen 
über den Austritt sind auf Rich­

ter des Ruhestandes ~inngemäß 

anzuwenden. ,Ansonsten wi rd das 

Dienstverhältnis eines Richters 

des Ruhestandes nur aufgelöst 

durch die Rechtskraft der 

1. Disziplinarstrafe nach § 159 
lit. c, 

DokNr 417~e/RR 

- 8 -

alt 

(2) Die Austrittser­

klärung bedarf der behördlichen 

Genehmigung. Sie gilt als ge­
nehmigt, wenn die Genehmigung 

nicht binnen vier Wochen verwei­

gert wird. Die Genehmigung der 

Austrittserklärung kann an die 

Bedingung qer ordnungsmäßigen 

Amtsübergabe geknüpft werden. 

(3) Die Genehmigung 

darf nur verweige~t werden, wenn 
ge~en den Ric~ter ein Diszipli­

narverfahren anhängig ist oder 

er Geldverbindlichkeiten aus dem 

Dienstverhältnis zu erfüllen hat. 

(4) Auch der Richter 
des Ruhestandes kann freiwillig 

aus diesem Verhältnis austreten. 
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E r la u t e run gen 

All gern ein e r T eil 

Im Zusammenhang mit der Errichtung der unab­

hängigenVerwaltungssenate in den Ländern sind die Fragen 

aktualisiert worden, ob ein Berufsrichter neben seinem 

öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis als Richter noch 
ein weiteres Dienstverhältnis eingehen und dieses neben 

seinem Richteramt ausüben kann und ob einem Richter ein 

Anspruch auf Karenzurlaub zur Ausübung eines weiteren 

Dienstverhältnisses zustehen soll. 
Bereits im Rahmen der RDG-Novelle BGBl. 

Nr. 259/1990 wurde gegenüber der ~rüheren Rechtslage ver­

deutlicht (vgl die Erläuterungen 1209 BlgNR XVII. GP), daß 

Richter Nebenbeschäftigungen nur in zeitlich begrenztem 

Umfang ausüben dürfen. Dabei wurde ein äußerster zeit­
liciher Rahmen für eine Inanspruchnahme in einem weiteren 
Dienstverhältnis, das Grundlage der Nebenbeschäftigung 
bildet, nicht gezogen. Eine solche absoluteObergrenze ist 

unbestreitbar dann erreicht, wenn nach den Bedingungen des 

weiteren Dienstverhältnisses von vornherein feststeht, daß 

die zeitliche Inanspruchnahme mit der .Ausübung des 
Richteramtes keinesfalls in Einklang zubringen ist. 

Solche Fälle können - wie im folgenden noch näher. aus­

geführt wird - auf der Grundlage der bestehenden Rechts­

lage nicht in einer den besonderen Bedürfnissen für das 

Richteramt entsprechenden Weise gelöst werden. 
Im vorliegenden Entwurf wird die erwähnte ab­

solute Grenze bei einem Dienstverhältnis gezogen, das ein 

Beschäftigungsausmaß im Umf.ang der Hälfte einer Voll­

beSChäftigung voraussetzt. Fü~ einen Richter, der ein der-
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artiges Dienstverhältnis eingehen will, soll Klarheit 

geschaffen werden, daß er sein Richterdienstverhältnis 
nicht länger beibehalten kann. Zieht er nicht aus eigenem 
diese Schlußfolgerung, wird ihn die Dienstbeh6rde (in der 

Regel der Präsident des Oberlandesgerichtes bzw. der 

Präsident des Obersten Gerichtshofes) aufzufordern haben, 

seinen Austritt aus dem Richterdienstverhältniszu er­

klären . Kommt er dieser Aufforderung nicht nach, wird ihn 

das Dienstgericht mi~ einem f6rmlichen Erkenntnis seines 

Amtes zu entsetzen haben (vgl Art. 88 Abs. 2 B-VG). 
Einen Sonderfall stellt die Ernennung in ein 

anderes 6ffentlich-rechtliches Dienstverhältnis dar. 

Öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse bestehen grund­
sätzlich in einer Vollbeschäftigung. In diesem Bereich 

gilt bereits jetzt der ungeschriebene, aus Art. 21 Abs. 3 

und 4 B-VG ableitbare Grundsatz " daß mit der Ernennung in 
ein anderes 6ffentlich-rechtliches Dienstverhältnis das 
bisherige Dienstverhältnis endet. Dieser Grundsatz muß im . 

Bereich der Gerichtsbarkeit jedenfalls beibehalten und 

soll im Richte~dienstgesetz ausdrücklich festgeschrieben 
werden. Die Beendigung des Richterdienstverhältnisses 

durch den Hoheitsakt einer Ernennung 'in ein anderes6f­
fentlich-rechtliches Dienstverhältnis bedarf dem bis­
herigen Verfassungsverständnis folgend keiner Amts­
enthebung durch ein f6rmliches richterliches Erkenntnis . . 

Dem Einwand, ob einem Richter zur Ausübung 

eines weiteren Dienstverhältnisses nicht ein Anspruch auf 

Karenzurlaub eingeräumt werden k6nnte, kommt auS ' folgenden 
Überlegungen keine Berechtigung zu: Jede Karenzierung 

eines Richters erfordert, daß entweder die Geschäfte 
dieses Richters auf - andere Richter aufgeteilt werden 
müssen (und diese damit zusätzlich belastet werden) oder 

daß eine richterliche Ersatzplanstelle mit einem zusätz­

lichen Richter besetzt wird. Eine Vorga-ngsweise ' im Sinne 

der ersten Variante verbietet sich jedenfalls dann, wenn 
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eine mehrjährige Zusatzbelastung anderer Richter zugrunde 

liegt. Die richterlichen Ersatzplanstellen andererseits 

sind in ihrer Zahl nach knapp bemessen und reichen gegen­
wärtig gerade aus, um die bisher üblichen Ersatzfälle 
(einjähriger Karenzurlaub nach dem MSchG und Außerdienst­

stellungen von Politikern), nicht aber die sich auf Grund 

des nunmehr zweijährigen Karenzurlaubes nach dem MSchG und 
nach dem Elternkarenzurlaubsgesetz abzeichnenden ' Ersatz­
fälle abzudecken. Sie werden zwar im Hinblick auf den in 

den genannten Gesetzen erweiterten Karenzurlaubsanspruches 
zu vermehren sein, einer darüber hinausgehenden Auf- ' 

stockung werden jedoch aus verfassungsrechtlichen Gründen, 

insbesondere wegen des Grundsatzes der Unversetzbarkeit 
der Richter, Grenzen gesetzt sein. Die Bewirtschaftung 
richterlicher Ersatzplanstellen unterliegt den Geboten der 

Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit, die nur im Falle aus­

reichender Fluktuation bei den betroffenen Gerichten 

- tatsächlich ist eine solche im erforderlichen Ausmaß nur 
bei den Gerichtshöfen erster Instanz und in deren 
Sprengeln gegeben - durchsetzbar erscheinen. Die übrigen 

Bereiche (Oberlandesgerichte, Oberster Gerichtshof) kommen 

danach von vornherein nicht für den Einsatz richterlicher 

Ersatzplanstellen in Frage. Aus dies~n Öberlegungen ' können 
daher im Bereich der Richter Karenzurlaube zum Zweck der 
Nebenbeschäftigung in anderen Dienstverhältnissen nicht 
gewährt werden. 

Die in diesem 'Zusammenhang für das BOG in Aus­

sicht genommene Konstruktio,n ist in der ordentlichen 

Gerichtsbarkeit keinesfalls anwendbar. Im Bereich des BOG 
ist künftig vorgesehen, daß ein befristet zum Mitglied 

eines unabhängigen Verwaltungssenates ernannter Bundes­
beamter von Ge~etzes wegen karenziert ist. ' Im Bereich des 

BOG ist dies i~sbesondere deswegen möglich, weil für jeden 

karenzierten Beamten ein Vertragsbediensteter aufgenommen 
werden kann, der den karenzierten Beamten grundsätzlich im 
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vollen Umfang vertreten kann. Für einen karenzierten 

Richter hingegen kann nur ein Richteramtsanwärter auf­

genommen werden, der über kein iudicium verfügt und daher 

den karenzierten Richter nicht vertreten kann. Die damit 
' zusammenhängende Problematik der sogenannten richterlichen 

Ersatzplanstellen wurde bereits dargestellt. Im Ergebnis 

würde daher diese Konstruktion bedeuten, daß es ein 

anderer Rechtsträger in Händen hätte, eine Karenzierung 

eines Richters herbeizuführen, ohne daß der Bund als für 

die Gerichtsbarkeit zuständiger Recht-sträger eine steue­
rungsmöglichkeit hätte und ohne daß er auf zureichende und 

verfassungsrechtlich einwandfreie Ersatzmöglichkeiten zu­

rückgreifen könnte. 

Aus all diesen Überlegungen muß sich daher .ein 

Richter, der ein anderes Dienstverhältnis anstrebt, von 

vornherein entscheiden, welche berufliche Laufbahn er vor­

zieht. 

DarUberhinaus wird im vorliegenden Entwurf eine 

Änderung des § 26 Abs. 1 RDG vorgeschlagen, die eine Ab­

stimmung der für die Ernennung zum Richt,er . vorausgesetzten 

praktischen Verwendungszeiten auf die Ernennungserforder­

nisse in der Notariatsordnung und die Eintragungsvoraus­

setzungen in der Rechtsanwaltsordnung zum Ziele hat. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung 
dieses Bundesgesetzes 'ergibt sich aus Art. 10 Abs. 1 Z 6 
("Justizpflege") und Z 16 B-VG(~Dienstrecht der Bundes­

bediensteten"). Mit dem Gesetzesvorhaben sind keine zu­

sätzlichen Kosten verbunden. 

Be sonde r e r T eil 

Zu Z 1 (§ 9 a): · 

Durch Art. 11 Z 1 des Bundesgesetzes BGBI. 

Nr. 330/1990 haf der § 68aAbsatzbezeichnungen erhalten, 

sodaß die Zitierung dieser Bestimmung im § 9a Abs. 8 ent­
sprechend anzupassen ist. 
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Zu Z 2 (§ 26 Abs. 1): 

Seit dem am 1. Jänner 1988 in Kraft getretenen 
Berufsprüfungs-Anrechnungsgesetz, BGB1. Nr. 523/1987, sind 

die Rechtsanwalts-, die Notariats- und die Richteramts­

prüfung nach Maßgabe der Ablegung der vorgesehenen 
Ergänzungsprüfungen wechselseitig anrechenbar. Neben der 
Gleichwertigkeit dieser Berufsprüfungen besteht auch Uber­

einstimmung darin, daß für den Beruf des Rechtsanwalts, 

Notars und Richters · eine n'eunmonatige Gerichtspraxis Ein­

tragungs- bzw. Ernennungsvoraussetzung ist. 

Erhebliche Unterschiede bestehen jedoch in den 
für die genannten Berufe vorausgesetzten praktischen Ver­
wendungszeiten. Während für die Eintragung in die Rechts­
anwaltsliste und für die Ernennung zum Notar grundsätzlich 

jeweils eine siebenjährige praktische Verwendung voraus­

gesetzt wird, genügt für die Ernennung zum Richter eine 
vierjährige Rechtspraxis. Der vorliegende Entwurf zielt 
nicht darauf ab, das unterschiedliche Ausmaß der erforder­

lichen Rechtspraxis zu vereinheitlichen, da für diese 
unterschiedlichen Regelungen sachliche Gründe ins Treffen 

geführt werden können. Sachlich begründbar ist ferner, daß 
für den Beruf des Rechtsanwalts und Notars berufsspezifi­
sche Ausbildungszeiten, die -durch keine andere Ausbildung 

ersetzt werden können, verlangt werden. Die berufsspezifi­

sche Ausbildung beim Rechtsanwalt hat mindestens fünf 

Jahre.' (bzw. für Rechtsanwaltsanwärter mit dem akademischen 
Grad eines Doktors der Rechtswissenschaftenmindestens 
vier Jahre) zU dauern. Für die berufsspezifische Ausbil­

dung eines Notars sind drei Jahre (in Ausnahmsfällen zwei 

Jahre). nach der abgelegten Berufsprüfung vorgesehen. Dem­

gegenüber fehlt für Richter eine - über die neunmonatige 

Gerichtspraxis hinausgehende - obligatorische berufsspezi­
fische -Ausbildung. So erfüllt jeder geprüfte Rechts­
anwaltsanwärter, der die erforderliche Ergänzungsprüfung 
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abgelegt hat, die zeitlichen Voraussetzungen für das 

Richteramt, selbst wenn er bei Gericht hur neun Monate als 

Rechtspraktikant tätig gewesen ist. Zwar sind für einen 

Prüfungswerber, der die Notariats- oder die Rechtsanwalts­

prüfung bestanden hat und die Richteramtsprüfung ablegen 

will, Bestimmungen der Gerichtsverfassung und der 

Geschäftsordnung, das Dienstrecht der Richter sowie die 

Verfahrens leitung und Verhandlungsführung durch den 

Richter Prüfungsgegenstände, doch können durch den Nach­

weis der erforderlichen theoretischen Kenntnisse die in 

diesem Zusammenhang auch notwendigen praktischen Erfahrun­

gen nicht ersetzt werden. Mit der vorgeschlagenen Neufas­

sung des § 26 Abs. 1 RDG wird erreicht, daß der Ernennung , 
zum Richter eine zumindest zweijährige ' berufsspezifische 
Ausbildung im richterlichen Vorbereitungsdienst voran­

zugehen hat. Bei der Dauer dieser obligatorischen Aus­

bildung als Richteramtsanwärter wird darauf Bedacht genom­

men, daß sie im Verhältnis zu den berufsspezifischen Aus­

bildungszeiten der Rechtsanwälte und Notare sowie der für 
diese Berufe erforderlichen praktischen Verwendungen ins­

gesamt steht. 

Zu Z 3 (§ 82 Abs. 1): 

Aus gegebenem ' Anlaß soll die Textierung des 

§ 82 Abs. 1 RDG an Art. 88 Abs. 2 B-VG angepaßt werden. 
Nach dieser Bestimmung der Bundesverfassung dürfen Richter 

nur auf Grund eines förmlichen richterlichen Erkenntnisses 

wider ihren Willen auf eine andere Stelle versetzt werden. 

Der Ausdruck "Erkenntnis" wird bereits jetzt im diszi- , 

plinarrechtlichen Teil verwendet ,und soll daher auch im 

Dienstgerichtsverfahren herangezogen w~rden , Eine inhalt­

liche Änderung ist damit nicht beabsichtigt. 
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Zu Z 4 (§§ 89 und 90): 

Zu § 89 wird auf den Allgemeinen Teil der 

Erläuterungen verwiesen. Ergänzend wird hinzugefügt, daß 
der Umkehrschluß, eine Nebenbeschäftigung wäre bis zum 

. Umfang der Hälfte einer Vollbeschäftigung grundsätzlich 

möglich, unzulässig ist. Im Einzelfall wird die Dienst­

behörde zu prüfen haben, ob das Ausmaß einer Nebenbeschäf­

tigung eine Beeinträchtigung der ordnungsgemäßen Ausübung 

des Richteramtes besorgen läßt, wobei im Interesse einer 

funktionierenden Gerichtsbarkeit ein strenger - und gegen­

über der bisherigen Praxis keinesfalls milderer - Maßstab 

anzulegen sein wird. Wie bereits in den Erläuterungen zur 

Neufassung des § 63 RDG im Rahmen des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 259/1990 .ausgeführt worden ist (1209 B1gNR XVII. GP), 

sollte eine Nebenbeschäftigung im Ausmaß von acht Wochen­

stunden schon eher an der Obergrenze einer zulässigen 

Nebenbeschäftigung gelegen angesehen werden. 

Der § 90 ist wegen der im § 89 vorgesehenen 

Erweiterung der Zuständigkeit des Dienstgerichtes anzu­

passen. Bei dieser Gelegenheit soll der bisherige Text 

gestrafft werden, ohne daß damit eine - über die Anpassung 

an § 89 . hinausgehende - inhaltliche Änderung beabsichtigt 

ist. Die Straffung' des Textes ist deswegen möglich, weil 

ohnehin die sachliche Zuständigkeit des Dienstgerichtes 
bei den in Betracht kommenden Bestimmungen geregelt ist 

(vgl §§ 82, 89, 91, 92, 95 und 96). 

Zu Z 5 (§ 91): 

Die Erweiterung der Zuständigkeit des Dienst­

gerichtes nac~§ 89 macht auch eine Änderung der Über­
schrift zu § 91 erford~r1ich. · Ebenso wie bei der unfrei­

willigen Versetzung in den Ruhestand soll der Richter nach 

dem Eingehen eines privatrechtlichen Dienstverhältnisses, 

bei dem ein Beschäftigungsausmaß im Umfang der Hälfte oder 

mehr als der Hälfte einer VOllbeschäftigung vereinbart ist 
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oder als vereinbart gilt, durch die Dienstbehörde aufge­

fordert werden, die entsprechenden Konsequenzen zu ziehen, 

nämlich zum frühestmöglichen Termin seinen .Austritt aus 

dem Dienstverhältnis zu erklären. Der frühestmögliche 

Termin für die Austrittserklärung ergibt sich aus § 100 

Abs. 2. Die auf Grund der Aufforderung ergangene Aus­
trittserklärung ,ist - abweichend vom § 100 Abs. 3 - nicht 

widerrufbar. 

ZuZ 6 es 92): 
Der § 92 ist wegen der Erweiterung des § 91 

allgemeiner zu fassen und nicht nur auf das unterlassene 

Ansuchen um Versetzung in den Ruhestand, sondern grund­

sätzlich auf die Nichtbefolgung der Aufforderung nach § 91 

Abs. 1 und 2 abzuste~len. 

Zu Z 7 es 93): 

Die Erweiterung der Zuständigkeit des Dienst­

gerichtes erfordert auch eine Änderung des § 93. Die 

Änderung bietet Gelegenheit, diese Bestimmung als solche 
allgemeiner, die Verweisung auf den 2. Teil dieses Bundes­
gesetzes (- disziplinarrechtlicher Teil) hingegen durch 

die genaue An~ührung der sinngemäß anzuwendenden Bestim­

mungen präziser zu fassen. 

Abs. 2 stellt auf die Änderung des § 82 Abs. 1 

ab. Das Rechtsmittel gegen ein Erkenntnis des Die~~t­
gerichtes wird - wie im disziplinarrecht lichen Teil - als 
Berufung bezeichnet. Ferner wird eine Anpassung an das , 

Staatsanwaltschaftsgesetz aus dem Jahre 1986 (die Rechts­

mittelbefugnis steht der Oberstaatsanwaltschaft als 

Behörde und nicht nur dem Behördenleiter zu) vorgenommen. 

Am Rande sei in diesem Zusammenhang angemerkt, daß der­

artige Anpassungen bei geeigneter Gelegenheit auch im dis­

zip1inarrechtlichen Teil des RDG vorzunehmen sein werden. 
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Zu Z 8 (§ 95): 

Die Erweiterung des § 90 RDG erfordert auch 

eine Anpassung des § 95. Bei dieser Gelegenheit soll der 

Text des § 95 gestrafft werden, ohne daß damit eine - über 

die Anpassung an § 90 hinausgehende - inhaltliche Änderung 

beabsichtigt ist ~ 

Zu Z 9 und 10 (§ 96 und § 98): 
Auf die Erläuterungen zu § 93 Abs. 2 betreffend 

die Anpassung an das Staatsanwaltschaftsgesetz wird v.er­

wiesen. 

Zu Z 11 (§ 100): 

Die gegenständliche Neuregelung ist auch Anlaß, 

den mit "Aufi6sung des Dienstverhältnisses" überschrie­

benen § 100, der bisher aLs ei ~zigen Auf16sungsgrund den 

Austritt anführt,' neu zu gestalten. Der vorgesehene 

Katalog von AUf16sungsgründen beinhaltet sowohl aus be­

reits bestehenden Bestimmungen hervorgehende Auf16sungs­

gründe als auch den neu festgelegten Auf16sungsgrund eines 

auf Entlassung lautenden dienstgerichtlichen Erkenntnis­

ses. Dazu sowie zum Auf16sungsgrund der Begründung eines 

anderen 6ffent ~ ich-rechtlichen Dienstverhältnisses wird 
auf die Ausführungen im Allgemeinen Teil verwiesen. ' 

Der Auf16sungsgrund der Rechtskraft der Diszi­

plinarsttafe der Dienstentlassung h~t sich bisher ,nur aus 

§ 109 ergeben. Die Rechtsfolge des Amtsverlustes nach § 27 

Abs. 1 des Strafgesetzbuches war im Richterdienstgesetz 

bisher nicht erwähnt. Ebenso konnte der Auf16sungsgrund 

des Verlustes der 6sterreichischen Staatsbürgerschaft nur 

aus § 26 in Verbindung mit § 2 geschlossen werden. 

Der Abs. 2 bringt eine Vereinfachung der Aus­

trittsmodalitäten. Die bisher- vorgesehene beh6rdl1.che 

Genehmigung einer Austrittserklärung kann als entbehrlich 

entfallen. Dafür empfiehlt es sich, Austrittstermine 
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gesetzlich festzulegen. Bisher konnte ein Richter unge­

achtet dessen, daß er den Monatsbezug bereits am Monats ­

ersten für den ganzen Kalendermonat erhalten hat, auch 

während des betreffenden Kalendermonates austreten, ohne ' 

daß er zur Rückzahlung des aliquoten Bezuges verhalten 
werden konnte. 

Der allfällige Widerruf einer Austritts­

erklärung war bisher gesetzlich nicht geregelt, wurde 

jedoch von der Judikatur als zulässig erachtet (VfGH 51g. 
, 

Nr. 6323). Im Abs. 3 wird festgelegt, daß ein Widerruf 
nicht mehr zulässig ist, wenn die Planste~le des Richters 
bereits im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" zur Besetzung 

ausgeschrieben worden ist. 

Die Neufassung der Bestimmungen über die Auf­

lösung des Dienstverhältnisses erfordert auch eine ent­

sprechende Anpassung des Abs. 4 hinsichtlich der Richter 

des Ruhestandes. 

Der Abs. 5 entspricht im Grundsatz dem bis­

herigen Abs. 5 . Klargestellt wird, daß Ansprüche des aus 

dem Dienstverhältnis ausgeschiedenen Richters, die sich 

auf die Zeit vor der Auflösung des Dienstverhältnisses 
beziehen, unberührt bleiben. 
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